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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)  

zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Stephan Brandner, René Bochmann, 

Mariana Iris Harder-Kühnel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

– Drucksache 20/198 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes  

(Gesetz zur Einführung der Direktwahl des Bundespräsidenten) 

A. Problem 

Der Bundespräsident wird als das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutsch-

land gemäß Artikel 54 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) – anders als in vielen 

europäischen Nachbarstaaten – nicht direkt vom Volk, sondern von der Bundes-

versammlung gewählt. Begründet wird dies vorrangig damit, dass eine Direkt-

wahl des Bundespräsidenten und die hiermit verbundene größtmögliche demokra-

tische Legitimation durch das Wahlvolk im direkten Widerspruch zu dessen vom 

Grundgesetz stark begrenzten Befugnissen stünden. Diese beschränken sich vor-

rangig auf formelle und repräsentative Akte, direkte Einflussmöglichkeiten auf 

die Richtlinien der Politik sieht das Grundgesetz für den Bundespräsidenten dem-

gegenüber nicht vor. Gegen eine Direktwahl des Bundespräsidenten wird daher 

angeführt, dass ihre Einführung zwangsläufig die Forderung nach einer Erweite-

rung der Befugnisse für das Amt des Bundespräsidenten nach sich zöge, um der 

aus der Direktwahl resultierenden höheren Legitimationswirkung sowie auch, um 

der Erwartungshaltung, die das Wahlvolk an diese knüpft, gerecht zu werden. 

Dies wird vor dem Hintergrund der negativen Erfahrungen, die man in der Wei-

marer Republik mit einem mit weitreichenden Befugnissen ausgestatteten Reichs-

präsidenten gemacht hat, zu Recht abgelehnt. Dabei wird jedoch außer Acht ge-

lassen, dass die Einführung einer Direktwahl nicht zwangsweise zu einer Kompe-

tenzerweiterung auf Seiten des Bundespräsidenten führen muss. Eine angeblich 

überhöhte Erwartungshaltung der Bevölkerung an einen direkt gewählten Bun-

despräsidenten könnte mittels medialer Aufklärungskampagnen hinsichtlich sei-

ner tatsächlichen Einwirkungsmöglichkeiten auf das politische Alltagsgeschehen 

im Vorfeld von Wahlen korrigiert werden. Darüber hinaus ist auch zu berücksich-

tigen, dass die Einführung der Direktwahl des Bundespräsidenten einer repräsen-

tativen Meinungsumfrage zufolge von fast 70 Prozent der Befragten befürwortet 

wird (vgl. https://yougov.de/news/2016/06/10/zwei-von-drei-deutschen-wurden-

bundesprasidenten-g/). In diesem Ergebnis spiegelt sich nicht nur das Interesse 
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der Bevölkerung an einer größeren Beteiligung an den politischen Entscheidungs-

prozessen im Land wider, sondern auch der Eindruck, dass die Kandidaten für das 

oberste Staatsamt auf intransparente Weise aufgestellt werden, ohne dass das 

Volk auf diese Entscheidung direkten Einfluss nehmen könnte. Somit ist die Di-

rektwahl des Bundespräsidenten das geeignete Mittel, um den Stimmen der Bür-

ger mehr Beachtung zu schenken und um hierdurch zu verhindern, dass die hier-

zulande weit verbreitete Politikverdrossenheit weiter zunimmt. 

B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 

CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE. gegen die 

Stimmen der Fraktion der AfD. 

C. Alternativen 

Annahme der Vorlage. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/198 abzulehnen. 

Berlin, den 12. Januar 2022 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat 

Dr. Lars Castellucci 
Stellvertretender Vorsitzender 
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Bericht der Abgeordneten Elisabeth Kaiser, Philipp Amthor, Leon Eckert, Stephan 
Thomae, Dr. Christian Wirth und Martina Renner 

I. Überweisung

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 20/198 wurde in der 6. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. Dezember 

2021 an den Ausschuss für Inneres und Heimat federführend sowie an den Rechtsausschuss zur Mitberatung 

überwiesen.  

II. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse

Der Rechtsausschuss hat in seiner 3. Sitzung am 12. Januar 2022 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 

CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die 

Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/198 empfohlen. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat den Gesetzentwurf in seiner 2. Sitzung am 12. Januar 2022 abschlie-

ßend beraten und empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/198 mit den Stimmen der 

Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Frak-

tion der AfD. 

Berlin, den 12. Januar 2022 

Elisabeth Kaiser 
Berichterstatterin 

Philipp Amthor 
Berichterstatter 

Leon Eckert 
Berichterstatter 

Stephan Thomae 

Berichterstatter 
Dr. Christian Wirth 

Berichterstatter 
Martina Renner 

Berichterstatterin 
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